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Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung Gremium 
 

  

21.01.2004 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam 
11.02.2004 Hauptausschuss 
26.02.2004 Jugendhilfeausschuss 

 
 

  

 

Beschlussvorschlag:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, im Zusammenwirken mit der Vorsitzenden der 
Stadtverordnetenversammlung Voraussetzungen zur Einrichtung einer Kinder- und Jugendkonferenz in 
der Landeshauptstadt Potsdam zu schaffen. 
Dazu ist der Stadtverordnetenversammlung im Mai 2004 ein Vorschlag vorzulegen. 
Das Gremium soll bei allen wichtigen Planungsangelegenheiten ein Mitspracherecht erhalten.  
 
 
 
 
 

 Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen  

auf der Rückseite 

  

Entscheidungsergebnis   

Gremium:   Sitzung am:  
   

 einstimmig  mit Stimmen-
 mehrheit 

Ja Nein Enthaltung  überwiesen in den Ausschuss: 

 Lt. Beschlussvorschlag  Beschluss abgelehnt   

 abweichender Beschluss DS Nr.:   Wiedervorlage: 

   
 zurückgestellt  zurückgezogen   

 



Entscheidungsergebnis:  

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 
Finanzielle Auswirkungen?   Ja  Nein 

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.) 
 
 

ggf. Folgeblätter beifügen 

 
 
Begründung: 
Es ist notwendig, dass sich Kinder und Jugendliche öffentlich engagieren und ihre Anregungen, Kritik 
und Fragen in die kommunalpolitische Diskussion einbringen. Dadurch soll auch das politische 
Verantwortungsbewusstsein der heranwachsenden Generation und das Verständnis für die 
kommunalen Zusammenhänge gefördert werden. Die Landeshauptstadt Potsdam sollte bestrebt sein, 
die Teilnahme aller Kinder und Jugendlichen an der politischen Willensbildung zu fördern, sowie sie 
an allen sie betreffenden Entscheidungen zu beteiligen. 
Dies kann nur geschehen, wenn man der Kinder- und Jugendkonferenz neben Mitspracherechten zu 
allen wichtigen planerischen Angelegenheiten auch einen eigenen Selbstverwaltungsspielraum sowie 
eine Etatposition einräumt. 
Um dafür einen institutionellen Rahmen zu schaffen, ist eine entsprechende von der 
Stadtverordnetenversammlung zu beschließende Satzung das geeignete Mittel. Das zeigen auch die 
Erfahrungen in anderen Kommunen. Ziel ist es, dass die Kinder- und Jugendkonferenz der 
Landeshauptstadt Potsdam zum Schuljahr 2004/2005 ihre Arbeit aufnimmt. 
 
 
 
 
 


